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Ihre Anfrage bezüglich der Rechtmäßigkeit des Nachweises eines ärztlichen Attestes 

Sehr geehrter Herr 

mit Schreiben vom 31. Mai 2011 bitten Sie um Aufklärung, weshalb die Studierenden bei l(rankheit 

während der Prüfungen dem Prüfungsausschuss ein ärztliches Attest vorzulegen haben. 

Laut § 8 der Prüfungsordnung für die Bachelorstudiengänge Betriebswirtschaftslehre, Volkswirt ­

schaftslehre und Internationales Management muss der für das Versäumnis einer Prüfung bzw. für 

den Rücktritt von einer Prüfung geltend gemachte Grund dem Prüfungsausschuss nicht nur unver­

züglich schriftlich angezeigt sondern auch in geeigneter Weise glaubhaft gemacht werden. Bei 

Krankheit der Kandidatin bzw. des Kandidaten ist dem Prüfungsausschuss ein Attest einer Ärztin 

bzw. eines Arztes, die bzw. der in Zweifelsfällen von der bzw. dem Vorsitzenden des Prüfungsaus ­

schusses bestimmt werden kann, einer Universitätsklinik oder, bei stationärer Behandlung, die Ein ­

lieferungsbestätigungder betreffenden l(linik vorzulegen . 

Nach höchstrichterlicher Rechtssprechung ist die Entscheidung in der Frage, ob di e gesundheitliche 

Beeinträchtigung einen Rücktritt von den Prüfungen rechtfertigt, grundsätzlich nicht Aufgabe des 

Arztes . Dies obliegt in alleiniger Verantwortung der Prüfungsbehörde. 

Da der Nachweis einer Prüfungsunfähigkeit im allgemeinen nur mit ärztlicher Hilfe möglich ist, 

muss aus dem laut Prüfungsordnung vorzulegenden ärztlichen Attest die Beschreibung der ge­

sundheitlichen Beeinträchtigung, d.h. die Krankheitssymptome oder die Beze ichnung der Krankheit 

(optional) hervorg ehen. Andernfa ll s kann der Prüfungsausschuss eine Prüfungsunfähigkeit nicht 

feststellen. Studierende si nd aufgrund ihrer Mitwirkungspflicht grundsätzlich verpflichtet, zur Fest ­

stellung der Prüfungsunfähigkeit ihre Beschwerden offen zulegen und dazu erforderlichenfalls den 

behandelnden Arzt von der Schweigepflicht zu entbinden. Dies bedeutet nicht, dass der Arzt ein e 
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Diagnose offen legen muss, aber eben die durch die Krankheit hervorgerufenen physischen und 

psychischen Auswirkungen, die dazu führen, dass der Prüfling seine Leistungsfähigkeit in einer 

Prüfung nicht voll unter Beweis stellen kann. 

Dies steht im vollkommenen Einklang mit den Bestimmungen des Datenschutzes . Laut § 9 Abs. 1 

(DSG--LSA) ist das Erheben von personenbezogener Daten zulässig, wenn ihre Kenntnis zur Erfül­

lung der Aufgaben der verantwortlichen Stelle erforderlich ist . 

Mit freundlichen Grüßen 




